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REGIERUNG  DER  DEUTSCHSPRACHIGEN GEMEINSCHAFT 

[Nummer Erlassregister] 

Vorentwurf eines Erlasses  der  Regierung zur Festlegung  der  allgemeinen Zulassungs- 
bedingungen für elektronische Wahlsysteme mit Papierbescheinigung im Hinblick auf  

die  Gemeinde- und Provinzialratswahlen vom  14.  Oktober  2018  auf dem deutschen 
Sprachgebiet  

DIE  REGIERUNG  DER  DEUTSCHSPRACHIGEN GEMEINSCHAFT, 

Aufgrund  des  Zusammenarbeitsabkommens vom  13.  Juli  2017  zwischen  der  Walloni-
schen Region und  der  Deutschsprachigen Gemeinschaft über  die  Lokalwahlen vom  14.  
Oktober  2018  auf dem deutschen Sprachgebiet, Artikel  1  und  11 §2  Absatz  3;  

Aufgrund  des  Gutachtens  des  Finanzinspektors vom [Datum]; 

Aufgrund  des  Einverständnisses  des  Ministerpräsidenten, zuständig für  den  Haushalt, 
vom [Datum]; 

Aufgrund  des  Gutachtens Nr. [Nummer]  des  Staatsrates, das  am  [Datum]  in  Anwen-
dung  von  Artikel  84 §1  Absatz  1  Nummer  2 der  koordinierten Gesetze über  den  Staatsrat 
vom  12.  Januar  1973  abgegeben wurde; 

Auf Vorschlag  des  Ministers für lokale Behörden; 

Nach Beratung, 

Beschließt: 

Artikel  1  -  Die  Bestimmungen  des  vorliegenden Erlasses sind anwendbar auf  die  
gleichzeitigen Gemeinde- und Provinzialratswahlen,  die von der  Wallonischen Region und  
der  Deutschsprachigen Gemeinschaft  am 14.  Oktober  2018  auf dem deutschen Sprach-
gebiet gemeinsam abgehalten werden. 

Wenn sich infolge eines oder mehrerer Einsprüche gegen  die  Wahlen gemäß Absatz  1 
die  Durchführung neuer gleichzeitiger Gemeinde- und Provinzialratswahlen auf dem deut-
schen Sprachgebiet als notwendig erweist, sind  die  Bestimmungen  des  vorliegenden Erlas-
ses ebenfalls anwendbar.  

Art. 2  - Wahlcomputer müssen mit einem Berührungsbildschirm ausgestattet  sein,  mit 
dem für jede Wahl  die  Listen  der  politischen Formationen und  der  Kandidaten für  die  
Wahl angezeigt werden können.  

Der  Chipkartenleser muss  den  geltenden internationalen Normen entsprechen.  Der  
Wahlcomputer muss dem Wähler auf jeden Fall ermöglichen, seine Stimme ohne Ver- 
wechslungsgefahr abzugeben, ungeachtet ilessecti,FteWtridK141-KriiSiel-i-  ur Wahl  stel- _ N  len und wie oft dieser Wahlcomputer verw ndet vyir,c14--‘ 
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Wahlcomputer müssen mit einem Licht- und/oder Tonsignal ausgestattet  sein,  durch 
das  der  Vorsitzende  des  Wahlbürovorstands jede Fehlfunktion oder unsachgemäße Hand-
habung  der  Maschine erkennen kann.  

Der  Chipkartenleser  des  Wahlcomputers darf nur Chipkarten annehmen,  die  vom Vor-
stand  des  Wahlbüros, wo  der  Wahlcomputer installiert ist, validiert wurden. Eine Chipkarte 
darf nur für  die  Wahl, für  die  sie validiert wurde, verwendet werden. 

Diese Wahlcomputer werden für  die  Zwecke einer bestimmten Wahl anhand eines vom 
Ministerium  der  Deutschsprachigen Gemeinschaft bereitgestellten USB-Sticks,  der  das 
Wahlprogramm enthält,  in  Betrieb genommen. 

Zum Zeitpunkt  der  Stimmabgabe darf  der  Wähler nur  die  für seine Stimmabgabe er-
forderlichen Elemente auf dem Wahlcomputer sehen oder verwenden können.  

Art. 3  -  Die  elektronische Urne muss mit einem Barcodeleser,  der den  geltenden inter-
nationalen Normen entspricht, ausgestattet  sein  und ist an  den Computer des  Vorsitzen-
den angeschlossen. Sie kann mit einer elektronischen Klappe ausgestattet  sein.  

Sie muss mit einem Kasten ausgestattet  sein, der  versiegelt werden kann und mindes-
tens zweitausend Stimmzettel fassen kann.  

Der Computer des  Vorsitzenden wird durch einen vom Ministerium  der  Deutschspra-
chigen Gemeinschaft bereitgestellten USB-Stick aktiviert,  der  ausschließlich für  die  Wahl, 
auf  die  er sich bezieht, bestimmt ist. 

Um  den Computer des  Vorsitzenden ausgehend  von den  USB-Sticks,  die  das Wahlpro-
gramm enthalten, zu registrieren und  die  Stimmen auf  den  USB-Sticks zu speichern, muss 
vorab ein Geheimcode benutzt werden,  der  dem Vorsitzenden  des  Wahlbürovorstands 
vom Vorsitzenden  des  Wahlvorstands  der  Gemeinde erteilt wird.  

Die  USB-Sticks zur Aktivierung  des Computers des  Vorsitzenden können auch verwen-
det werden, um  die  Wahlcomputer zu aktivieren.  

Die  Stimmen werden auf  den  USB-Sticks gespeichert, so wie  die  Einspeicherung  der  auf  
den  Stimmzetteln befindlichen Barcodes fortschreitet.  

Der Computer des  Vorsitzenden ist entweder mit einer Tastatur und einem Bildschirm 
oder mit einem Berührungsbildschirm ausgestattet,  die  folgende Verrichtungen ermögli-
chen müssen:  

1. Inbetriebsetzung  des Computers des  Vorsitzenden durch Eingabe eines Geheim-
codes, ohne dass dieser  Code  auf dem Bildschirm erscheint,  

2. Öffnung  des  Wahlbüros,  
3. Überwachung  der  Vorgänge  der  Validierung  der  Chipkarten vor  der  Stimmabgabe 

und  der  Einspeicherung  der  Stimmzettel nach  der  Stimmabgabe,  
4. Schließung  des  Wahlbüros nach Bestätigung,  
5. Wiederaufnahme  der  Wahlverrichtungen nach Unterbrechung.  

Art. 4  -  Pro  Gemeinde wird ein Diagnoseprogramm bereitgestellt;  es  dient dazu,  die  
Funktionstüchtigkeit  der  Wahlcomputer und  des Computers des  Vorsitzenden zu über-
prüfen. 
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Pro  Gemeinde wird ebenfalls ein Demonstrationsprogramm bereitgestellt, damit sich  
die  Wähler vor  der  Stimmabgabe mit  der  Handhabung  des  Wahlcomputers und  der  elekt-
ronischen Urne vertraut machen können.  

Art. 5  -  Die  Daten auf  den in den  Artikeln  2  und  3  erwähnten USB-Sticks werden durch 
Verschlüsselung unkenntlich gemacht, was zusätzlich jede betrügerische oder unbeabsich-
tigte Verfälschung dieser Daten verhindert.  

Art. 6  - Ein Wahlprogramm für jede Wahl,  in  dem das Bestehen gleichzeitiger Wahlen 
berücksichtigt  sein  muss, wird dem  von der  Regierung  der  Deutschsprachigen Gemein-
schaft bestimmten Beamten zwecks Zulassung ausgehändigt. 

Mit diesem Programm muss  die  Regierung  der  Deutschsprachigen Gemeinschaft  die  für  
die  Wahlbürovorstände bestimmten USB-Sticks erstellen können. 

Das als übereinstimmend anerkannte Wahlprogramm ist das Eigentum  der  Regierung  
der  Deutschsprachigen Gemeinschaft und darf vom Lieferanten zu welchem Zweck auch 
immer nur mit Einverständnis  der  Regierung  der  Deutschsprachigen Gemeinschaft be-
nutzt werden. 

Eine Kopie  der  aktualisierten Analysen und  der  Quellcodes  der  Wahlprogramme wird 
dem  in  Absatz  1  erwähnten Beamten zwecks Zulassung ausgehändigt.  

Art. 7  - Das Wahlprogramm muss  den  Gesetzes- und Verordnungsbestimmungen über  
die  Wahlen und  den  Sprachengebrauch  in  Verwaltungsangelegenheiten genügen. Bei  der  
Feststellung  der  Übereinstimmung durch  die  Regierung  der  Deutschsprachigen Gemein-
schaft wird insbesondere berücksichtigt, dass diese Bestimmungen auf allen Bildschirmko-
pien  der  Wahlcomputer und  der Computer der  Vorsitzenden eingehalten wurden.  

Art. 8  -  Die  Feststellung durch  die  Regierung  der  Deutschsprachigen Gemeinschaft, 
dass  die  Wahlapparatur und das Wahlprogramm  den  durch vorliegenden Erlass festgeleg-
ten Bedingungen genügen, kann davon abhängig gemacht werden, dass vorab auf Kosten  
des  Lieferanten auf  der  Apparatur  des  Ministeriums  der  Deutschsprachigen Gemeinschaft 
beziehungsweise  des  Lieferanten-Bewerbers ein Probelauf durchgeführt wird,  der die  
Verrichtungen zur Vorbereitung  der  Wahlen und  die  Stimmabgabe für einen oder mehre-
re Wahlkantone beziehungsweise für eine oder mehrere Gemeinden umfasst.  

Art. 9  -  Die  Regierung  der  Deutschsprachigen Gemeinschaft revidiert  die von  ihr ge-
troffene Feststellung  der  Übereinstimmung, wenn im Nachhinein festgestellt wird, dass  
der  Lieferant an  der  Apparatur oder dem Programm,  die  vorgeführt wurden, Änderungen 
angebracht hat,  die  im Widerspruch zu  den  Bestimmungen  des  vorliegenden Erlasses ste-
hen.  

Art. 10  - Vorliegender Erlass tritt  am Tag  seiner Veröffentlichung  in  Kraft.  

Art. 11  -  Der  für lokale Behörden zuständige Minister wird mit  der  Durchführung  des  
vorliegenden Erlasses beauftragt.  

Eupen, den ...  

Für  die  Regierung  der  Deutschsprachigen Gemeinschaft, 



Die  Vize-Ministerpräsidentin,  

Der Minister. äsident 
C 

I. WEYKMANS ' 
sc äftigung und Tourismus 



GOUVERNEMENT DE LA COMMUNAUTÉ GERMANOPHONE 

[Numéro de registre] 

Avant-projet d'arrêté du Gouvernement fixant les conditions générales d'agrément des 
systèmes de vote électroniques avec preuve papier pour les élections communales et 

provinciales du 14 octobre 2018 sur le territoire de la région de langue allemande 

Le Gouvernement de la Communauté germanophone, 

Vu l'accord de coopération conclu le 13 juillet 2017 entre la Région wallonne et la 
Communauté germanophone concernant l'organisation des élections locales du 
14 octobre 2018 sur le territoire de la région de langue allemande, les articles  ier  et 11, 
§ 2, alinéa 3; 

Vu l'avis de l'Inspecteur des Finances, donné le ...; 

Vu l'accord du Ministre-Président, compétent en matière de Budget, donné le ...; 

Vu l'avis n° du Conseil d'État, donné le , en application de l'article 84, §  ier,  

alinéa  ier,  2°, des lois sur le Conseil d'État, coordonnées le 12 janvier 1973; 

Sur la proposition du Ministre des Pouvoirs locaux; 

Après délibération, 

Arrête : 

Article 1" - Les dispositions du présent arrêté s'appliquent aux élections simultanées 
communales et provinciales organisées conjointement par la Région wallonne et la 
Communauté germanophone le 14 octobre 2018 sur le territoire de la région de langue 
allemande. 

Si, ä la suite d'un ou de plusieurs recours dirigés contre les élections visées ä l'alinéa ler, 

l'organisation de nouvelles élections simultanées communales et provinciales s'avère 
nécessaire sur le territoire de la région de langue allemande, les dispositions du présent 
arrêté sont également applicables. 

Art. 2 - Tout ordinateur de vote doit être équipé d'un écran tactile permettant, quelle 
que soit l'élection, d'afficher les listes des formations politiques et des candidats ä 
l'élection. 

Le lecteur de carte pour les cartes ä puce doit être conforme aux normes 
internationales en vigueur. En tout cas, l'ordinateur de vote doit permettre ä l'électeur 
d'exprimer son vote sans confusion possible, quel que soit le nombre de candidats qui se 
présentent au suffrage et quelle que soit la fréquence d'utilisation de cet ordinateur de 
vote. 

L'ordinateur de vote doit être équipé d'un dispositif lumineux ou sonore, ou des deux, 
permettant au président du bureau de vote de détecter tout fonctionnement défectueux 
de la machine et toute manipulation anormale sur celle-ci. 
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Le lecteur de carte ä puce de l'ordinateur de vote ne peut accepter que des cartes ä 
puce validées par le bureau de vote où l'ordinateur de vote est installé. Une carte ä puce 
ne peut être utilisée que pour l'élection pour laquelle elle a été validée. 

Cet ordinateur de vote est mis en fonctionnement pour les besoins d'une élection 
déterminée par une clef USB contenant le logiciel de vote, fournie par le Ministère de la 
Communauté germanophone. 

Ne doivent être apparents pour l'électeur ou utilisables par lui sur l'ordinateur de vote 
au moment du vote que les éléments nécessaires ä l'expression de ce vote. 

Art. 3 - L'urne électronique doit être équipée d'un lecteur de code-barres conforme 
aux normes internationales en vigueur et connecté ä l'ordinateur du président. Elle peut 
être munie d'un clapet électronique. 

Elle doit être équipée d'un bac pouvant être plombé et susceptible de contenir au 
moins 2 000 bulletins de vote. 

L'ordinateur du président est activé par une clef USB fournie par le Ministère de la 
Communauté germanophone et exclusivement réservée ä l'élection qu'elle concerne. 

L'enregistrement de l'ordinateur du président ä partir des clefs USB contenant le 
logiciel de vote et l'écriture des votes sur les clefs USB impliquent préalablement 
l'utilisation d'un code confidentiel fourni au président du bureau de vote par le président 
du bureau communal. 

Les clefs USB servant ä activer l'ordinateur du président peuvent également être 
utilisées pour l'activation des ordinateurs de vote. 

Les votes sont enregistrés sur les clefs USB au fur et ä mesure de l'enregistrement des 
codes-barres figurant sur les bulletins de vote. 

L'ordinateur du président est équipé soit d'un clavier et d'un écran de visualisation, soit 
d'un écran tactile devant permettre les opérations suivantes : 

1° mise en fonctionnement de l'ordinateur du président avec introduction non 
apparente ä l'écran du code confidentiel; 

2° ouverture du bureau de vote; 
3° suivi des opérations de validation des cartes ä puce avant le vote et 

d'enregistrement des bulletins de vote après le vote; 
4° clôture du bureau de vote après confirmation; 
5° reprise des opérations de vote après interruption. 

Art. 4 - Un logiciel de diagnostic est fourni par commune; il est destiné ä vérifier le bon 
fonctionnement des ordinateurs de vote et de l'ordinateur du président. 

Un logiciel de démonstration est également fourni par commune en vue de permettre 
aux électeurs de se familiariser avant le vote avec la manipulation de l'ordinateur de vote 
et de l'urne électronique. 

Art. 5 - Les données reprises sur les clefs USB visées aux articles 2 et 3 sont rendues 
secrètes par cryptage qui prévient en outre toute altération frauduleuse ou accidentelle 
de ces données. 
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Art. 6 - Un logiciel de vote pour chaque élection, qui doit tenir compte de l'existence 
d'élections simultanées, est remis au fonctionnaire désigné par le Gouvernement de la 
Communauté germanophone en vue de son agrément. 

Ce logiciel doit permettre l'élaboration par le Gouvernement de la Communauté 
germanophone des clefs USB destinées aux bureaux de vote. 

Le logiciel de vote reconnu conforme est la propriété de la Communauté 
germanophone et ne peut être utilisé par le fournisseur qu'avec l'accord du 
Gouvernement de la Communauté germanophone, quel que soit l'usage auquel il est 
envisagé de l'utiliser. 

Une copie des analyses actualisées et des sources des programmes électoraux est 
remise, en vue de l'agrément, au fonctionnaire visé ä l'alinéa  ier.  

Art. 7 - Le logiciel de vote doit respecter les dispositions légales et réglementaires en 
matière d'élection et d'emploi des langues en matière administrative. La constatation de 
conformité par le Gouvernement de la Communauté germanophone tient compte 
notamment que ces dispositions ont été observées sur toutes les captures d'écran des 
ordinateurs de vote et de l'ordinateur du président. 

Art. 8 - La constatation par le Gouvernement de la Communauté germanophone que le 
matériel et le logiciel de vote répondent aux conditions fixées par le présent arrêté, peut 
être conditionnée par l'exécution d'un banc d'essai préalable incluant, sur le matériel du 
Ministère de la Communauté germanophone ou du candidat fournisseur, selon le cas, les 
opérations de préparation des élections et de vote pour un ou plusieurs cantons 
électoraux ou pour une ou plusieurs communes, et ce, aux frais du fournisseur. 

Art. 9 - Le Gouvernement de la Communauté germanophone revoit la constatation de 
conformité qu'il a prise, s'il est constaté ultérieurement que des modifications ont été 
apportées par le fournisseur au matériel ou au logiciel présenté en contradiction avec les 
dispositions du présent arrêté. 

Art. 10 - Le présent arrêté entre en vigueur le jour de sa publication. 

Art. 11 - Le ministre compétent en matière de Pouvoirs locaux est chargé de 
l'exécution du présent arrêté. 

Eupen, le 

Pour le Gouvernement de la Communauté germanophone, 

Le Ministre-Président 
O. PAASCH 

La Vice-Ministre-Présidente, Ministre de la Culture, de l'Emploi et du Tourisme 
I. WEYKMANS 
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